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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/1263 — 


Menschenrechtsverletzungen beim Entwicklungsprojekt Arun III in Nepal 


Das Staudammprojekt Arun III in Nepal ist heftig umstritten. Neben 
Fragen der Projektdurchführung und Fehler in der Planung steht im 
Mittelpunkt der internationalen Kritik der Umgang der nepalesischen 
Behörden mit einheimischen Kritikern des Projektes. Dabei kam es 
sogar zu Morddrohungen gegen Umweltschützer. 

Da die Bundesregierung als einer der wichtigsten internationalen Geber 
über ihre Projektbeteiligung eine Mitverantwortung gegenüber den 
Betroffenen hat, fragen wir die Bundesregierung: 

1. Welche Informationen liegen der Bundesregierung vor, aus denen 
hervorgeht, daß von nepalesischen Behörden Druck auf einhei- 
mische Kritiker von Arun III ausgeübt wird? 


Der Bundesregierung liegen keine überprüfbaren Informationen 
vor, aus denen hervorgeht, daß von nepalesischen Behörden 
Druck auf einheimische Kritiker von Arun III ausgeübt würde. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß nepalesische Umweltschüt- 
zer, die gegen die ökologischen Schäden durch Arun III protestier- 
ten, in anonymen Anrufen mit dem Tode bedroht wurden? 


Der Bundesregierung ist lediglich bekannt, daß nepalesische 
Umweltschützer, die gegen befürchtete ökologische Schäden 
durch das Vorhaben protestiert haben, angeben, sie würden 
durch anonyme Anrufe bedroht. Ob dies den Tatsachen entspricht 
und welcher Art die Bedrohungen sind, kann nicht bestätigt 
werden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit vom 24. Mai 1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Menschenrechts- 
organisation INHURED zur Zeit einen Prozeß vor dem obersten Ge- 
richtshof in Nepal führt, weil die Regierung Nepals der nepale- 
sischen Öffentlichkeit wichtige Informationen über Planung und 
Auswirkungen von Arun III vorenthält? 


Die von der NRO INHURED am 31. Dezember 1993 eingereichte 
Klage wurde bereits am 9. Mai 1994 entschieden. Die Klage hatte 
zum Ziel (I), die vorbereitenden Untersuchungen zu dem Vor- 
haben zu stoppen und (II) der Gruppe alle Projektdokumente 
auszuhändigen. Nach dem in englischer Übersetzung in Aus- 
zügen vorliegenden Urteil des Supreme Court wurde die Klage im 
ersten Punkt zurückgewiesen. Zum zweiten Punkt wies der 
Supreme Court das Begehren auf Aushändigung aller Dokumente 
zurück. Der nepalesischen Regierung wurde jedoch auferlegt, 
INHURED den Zugang zu weiteren Informationen zu dem Vor- 
haben zu ermöglichen. Ein öffentliches Informationszentrum zu 
dem Vorhaben wurde eingerichtet. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die beiden Anwälte Gopal 
Siwakoti und Gopal Krishna Siwako, die INHURED vor Gericht ver- 
treten, wegen der Kritik von INHURED an Arun III bereits Mord- 
drohungen erhielten? 


Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, daß 
Gopal Shiwakoti und Gopal Krishna Shiwako Morddrohungen er- 
halten haben. Trotz einer heftigen, kontroversen Auseinanderset- 
zung zwischen Befürwortern und Gegnern des Vorhabens ist es in 
keinem der Bundesregierung bekannten Fall zu Repressalien 
gekommen. In zahlreichen zwischen KfW und Bundesregierung 
mit nepalesischen Arun-Gegnern geführten Gesprächen wurden 
in keinem Fall Beschwerden über Repressalien seitens der Regie- 
rung vorgebracht. 


5. Trifft es zu, daß der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung, Carl-Dieter Spranger, vor seinem Besuch 
in Nepal vom Direktor des Diakonischen Werkes, Hans-Otto Hahn, 
darum gebeten wurde, beim bevorstehenden Besuch in Nepal die 
Morddrohungen gegen die beiden Anwälte von INHURED (zu der 
das Diakonische Werk eine Partnerschaft unterhält) anzusprechen, 
daß der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Carl-Dieter Spranger, dies jedoch mit Hinweis auf 
eine fehlende Gelegenheit während seines Besuches nicht tat? 

Bei welchen Gelegenheiten sieht die Bundesregierung eine Mög- 
lichkeit, Menschenrechtsverletzungen anzusprechen, wenn nicht 
bei Konsultationen auf Ministerebene? 


Bundesminister Carl-Dieter Spranger wurde im Vorfeld seiner 
Reise nach Nepal im Februar 1994 über angebliche Morddrohun- 
gen durch das Diakonische Werk informiert. Zentrales Thema sei- 
ner Gespräche war das geplante Wasserkraftwerk Arun III und 
die in Nepal sowie in der Bundesrepublik Deutschland kontrovers 
geführten Diskussionen zwischen Befürwortern und Gegnern des 
Vorhabens. Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Bundes- 
minister Carl-Dieter Spranger am 7. Februar 1994 rief der dama- 
lige nepalesische Finanzminister Acharya zu einer Versach- 
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lichung der öffentlichen Diskussionen um Arun III auf und erteilte 
insbesondere allen verbalen Schärfen in der Diskussion über das 
Vorhaben eine Absage. 

Grundsätzlich nutzt die Bundesregierung die Möglichkeit zum 
bilateralen Politikdialog mit den Partnerländern nicht nur anläß- 
lich Besuchsreisen, sondern auch bei regelmäßig stattfindenden 
Regierungskonsultationen und Regierungsverhandlungen. 

Bundesminister Carl-Dieter Spranger hat seine Bereitschaft zu 
weiteren Initativen gegenüber der nepalesischen Regierung für 
den Fall, daß die Pressionen anhalten und eine echte Gefährdung 
gegeben sein sollte, zum Ausdruck gebracht. Die Bundesregie- 
rung hat die Frage möglicher Einschüchterungsversuche von 
Gegnern des Vorhabens Arun III bei den Regierungskonsultatio- 
nen (11. /12. Mai 1995) in Kathmandu angesprochen. Der deut- 
schen Delegation wurde versichert, daß Gegner des Vorhabens 
weder durch die Regierung noch mit deren Wissen unter Druck 
gesetzt worden seien. 


6. Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der britischen „Inter- 
mediate Technology Development Group Ltd." am 4. Februar 1994 
Drohbriefe gegen einen ihrer Mitarbeiter, den in den USA ausgebil- 
deten Elektroningenieur Bikash Pandey, eingingen, in denen von 
„His Majesty's Government of Nepal, Ministry for Water Res- 
sources", im Falle weiterer Kritik an Arun III „appropriate actions" 
angedroht werden? 

7. Trifft es zu, daß Kopien des unter Frage 6 genannten Briefes an die 
Deutsche Botschaft in Nepal und an die Botschaften aller an Arun III 
beteiligten Länder sowie Weltbank, Asiatische Entwicklungsbank 
und KfW gingen? 

Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung diesen Brief, und 
welche Konsequenzen denkt sie daraus zu ziehen? 


Die deutsche Botschaft in Kathmandu hat das zitierte Schreiben 
nicht erhalten. Soweit feststellbar, ist es auch den in Kathmandu 
befragten Botschaften Frankreichs, Großbritanniens und Däne- 
marks unbekannt. 

Der Kreditanstalt für Wiederaufbau sowie der Weltbank liegen 
das Schreiben und die daran sich anschließende Korrespondenz 
vor. Hieraus geht hervor, daß es vornehmlich deswegen zwischen 
der Regierung Nepals und der ITDF (Intermediate Technology 
Development Group Ltd) zu Spannungen kam, weil diese sich in 
ihrer Kritik nicht direkt an nepalesische Regierungsinstitutionen, 
sondern an die Weltbank wandte. Aus dem nachfolgenden Brief- 
wechsel ergibt sich, daß diese Auseinandersetzungen weit weni- 
ger dramatisch waren, als in Frage Nr. 6 dargestellt wird. Die 
Bundesregierung sieht keine Veranlassung, aus dem Briefwech- 
sel, der ihr nur aus Unterlagen der KfW bekannt ist, Konsequen- 
zen zu ziehen. 
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8. Trifft es zu, daß der deutschen Firma Lahmeyer International bereits 
die Federführung bei der Bauüberwachung des Staudammes zuge- 
sagt worden ist, obwohl das Projekt offiziell noch gar nicht be- 
schlossen worden ist? 


Nein. 

Auf der Basis einer auf Deutschland beschränkten Ausschreibung 
mit Option für die spätere Bauüberwachung hat das Consulting- 
Consortium unter Führung der Firma Lahmeyer International die 
vorbereitenden Planungsarbeiten des Projektes durchgeführt. 
Aufgrund der Qualität der Vorbereitungsarbeiten und zur Sicher- 
stellung der Kontinuität soll auf Wunsch des nepalesischen Part- 
ners und in Übereinstimmung mit allen Kofinanziers bei einem 
überzeugenden technischen und preislichen Angebot dem glei- 
chen Konsortium auch die Bauüberwachung übertragen werden, 
wenn über das Vorhaben positiv entschieden werden sollte. 


9. Trifft es zu, daß das von der Weltbank mit der Prüfung von Arun III 
beauftragte unabhängige „Inspection Panel" unter Vorsitz des ehe- 
maligen Präsidenten der Europäischen Investitionsbank, Ernst 
Günther Brüder, zu dem Schluß gekommen ist, daß die Weltbank 
bei der Bewertung und Vorbereitung von Arun III ihre eigenen 
Regeln nicht beachtet und z.B. ökonomisch relevante Alternativ- 
projekte nicht ausreichend untersucht hat? 


Die unabhängige Inspektionseinheit (Inspection Panel) hat ihren 
Untersuchungsbericht noch nicht vorgelegt, die Untersuchungen 
dauern noch an. Das Panel hat dem Exekutivdirektorium am 
16. Dezember 1994 eine Empfehlung zur Untersuchung möglicher 
Verletzungen bankeigener Richtlinien in den Bereichen Umwelt, 
Umsiedlung und Ureinwohner vorgelegt. Dieser Untersuchung 
hat das Direktorium am 2. Februar 1995 zugestimmt. Eine Unter- 
suchung, ob Alternativen ausreichend geprüft worden sind, hatte 
das Inspection Panel entgegen seiner ersten Ankündigung nicht 
vorgeschlagen, und das Direktorium hat das Panel auch nicht mit 
einer solchen Untersuchung beauftragt. 


10. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Volksrepublik China 
ebenfalls plant, weiter oberhalb am Arun-Fluß ein Wasserkraftwerk 
zu errichten, durch das der Betrieb von Arun III praktisch zum 
Erliegen käme? 


Nein. Es liegen keinerlei Erkenntnisse vor, daß die Volksrepublik 
China plant, am Oberlauf des Arun-Flusses ein Wasserkraftwerk 
zu errichten. Die deutsche Botschaft in Peking hat hierzu das 
chinesische Wasserbauministerium, die tibetische Vertretung in 
Peking sowie die Behörde für Industrie und elektrische Energie in 
Tibet befragt. 


11. Trifft es zu, daß in einer internen Weltbankstudie über die Sicher- 
heit bereits bestehender Staudämme im benachbarten Indien der 
Verfasser der Studie, William Price, alle der 25 untersuchten 
Dämme für unsicher hält, und daß die Studie insbesondere vor 
Katastrophen bei den beiden Dämmen Hirakud und Gandhi Sagar 
warnt? 
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Bei der o. a. genannten Studie handelt es sich um einen vierseiti- 
gen Vermerk zur internen Unterrichtung der Weltbank über 
neuere Entwicklungen und Erkenntnisse im Rahmen des „India 
Dam Safety Project" der Weltbank. Er bezieht sich auf 25 Dämme, 
die vorher aus insgesamt landesweit bestehenden 947 Dämmen 
als besonders unsicher identifiziert wurden. Einige dieser 
25 Dämme wurden vor über 40 Jahren nach damaligen Sicher- 
heitsrichtlinien entworfen. National und international wurden die 
Sicherheitsansprüche an große Dämme in fast allen Ländern und 
auch seitens der Weltbank in den vergangenen Jahren verschärft, 
wonach viele ältere Dämme nicht mehr den geltenden Sicher- 
heitsrichtlinien entsprechen und verstärkt werden müssen. Das 
o. a. Projekt der Weltbank muß vor diesem Hintergrund gesehen 
werden. 

Der Damm (Entnahmewehr) für das Wasserkraftwerk Arun III/ 
Phase I wurde nach neuesten und strengsten Sicherheitsricht- 
linien entworfen; Parallelen zu dem Weltbankprojekt in Indien 
können nicht gezogen werden. Im übrigen nimmt die Bundes- 
regierung zu internen Vermerken der Weltbank keine Stellung. 


12. Wie wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß diese 
Studie der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird, und welche 
Konsequenzen wird sie aus der Studie ziehen? 


Nein. Interne Vermerke der Weltbank sind nicht für die Öffent- 
lichkeit bestimmt. 


13. Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus den Berich- 
ten über Menschenrechtsverletzungen an Gegnern von Staudamm- 
projekten für die Entwicklungszusammenarbeit mit Nepal ziehen, 
und wie gedenkt sie diese in internationalen Gremien durchzu- 
setzen? 


Nepal ist eine konstitutionelle Monarchie mit einem demokrati- 
schen, parlamentarischen Regierungssystem. Der in der Verfas- 
sung enthaltene umfangreiche Grundrechtskatalog umfaßt den 
Schutz fundamentaler Menschenrechte. An der Verpflichtung 
hierzu der bis November amtierenden Regierung bestand kein 
Zweifel. Die aus den Wahlen am 15. November 1994 hervorge- 
gangene Regierung will sich besonders engagiert für den Schutz 
der Menschenrechte einsetzen. Sie erklärte während der bilate- 
ralen Konsultationen im Mai 1995 ihre Absicht, sehr bald eine 
Menschenrechtskommission einzusetzen. 

Weitere Interventionen in Nepal werden derzeit nicht für erforder- 
lich gehalten. Die Bundesregierung wird allerdings die Frage der 
Verletzung von Menschenrechten weiterhin im Rahmen des Polit- 
dialoges berücksichtigen und in ihre bi- bzw. multilateralen Ent- 
scheidungen einfließen lassen. 
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